
Landgericht Berlin 
Im Namen des Volkes 

In dem Rechtsstreit 

die -GmbHy 

Beklagte, 
- Prozessbevollm~chtinte: 

hat die Zivitkammer 27 des Landgerichts Berlin in brlin-Charlottenburg, Tegeler Weg 17-21, 

10589 Berlin, auf die miindliche Verhandlung vom 26.07.2012 durch den Vorsitzenden Richter am 

Landgericht M u n d  die Richter am Landgericht Dr. H o u n d  Dr. 

f u r  R e c h t  e r k a n n t :  



1. Die Beklagte wird venrrteilt, es bei Vermeidung eines fUr jeden Fall der Zuwiderhandlung 

fwtzusetzenden Ordnungsgeldes von bis xu 250.000,OO E, ersatzweise Ordnungshaft, oder 

Ordnungshaft bis zu 6 Monaten, letztere zu vollziehen an ihren GeschaftsfUhmrn, zu 

unterlassen, die mit der KYgerin aufgezeichnete Folge der Serie ,Frauentausch" zu 

veroffentlichen undloder r u  verbreiten undoder vemffentlichen undloder verbreiten zu lassen, 

wie am-auf dem Sendemgeschehen.  

2. Die Beklagte wird verurteilt, die Klagerin von den Anspriichen dert-1 

Rechtsanwalte GbR in H1She von 523,48 E freizustellen. 

3. Die weiter gehende Klage wird abgewiesen. 

4. Von den Kosten des Rechtsstreits haben die KIagerin 317 und die Beklagte 4ff zu tragen. 

5. Das Urteil ist vorlaufig vollstreckbar, fur die Klagerin hinsichtlich des Unterlassungsanspruchs 

aber nur gegen Sicherheitsleistung in HBhe von 20.000,OO f und im obrigen gegen 

Sicherheitsleistung in HBhe des jeweils beiutreibenden Betrages zuzuglich 10 %. 

Die Klagerin kann die Vollstreckung gegen Sicherheitsleistung in Hdhe des festgesetzten 

Kostenbetrages zuzuglich 10 % abwenden, wenn nicht die Beklagte vor der Vollstreckung 

Sicherheit in Htihe des jeweils beizutreibenden Betrages zuziiglich 10 % leistet. 

I. Tatbestand 

Die Beklagte ist ein Unternehmen, das unter anderem die auf dem Fernsehsender - 
ausgestrahlte Serie .Frauentausch* produziert. In dieser Serie geht es jeweils urn zwei Familien, 

deren Frauen fur zehn Tage den Haushatt tauschen und bei der jeweils anderen Familie leben. 

Die Klggerin ist Mutter von funf eigenen Kindern, darunter einem mit geistiger Behinderung. Ein 

psycholgisches Gutachten vom 30.7.2007 bescheinigt ihr im Vergleich zu ihrer Altersgmppe 

unterdurchschnittliches Denkvermagen, weit unterdurchschnittliche sprachlogische Fahigkeiten 

und leicht unterdurchschnittliche Rechtschreibkenntnisse. Sie bewarb sich, nachdem sie sich 

zunachst fur ein anderes Format gemeldet hatte, urn eine Mitwirkung bei dem Format 

.FrauentauschUl woraufhin die Beklagte im September 2007 Probeaufnahmen anfertigen lief&. Im 

Rahmen der Vorgesprache fUHte die Klagerin einen Fragebogen aus, fur dessen Inhalt auf die 

Anlage B 3 Bezug genommen wird. Im Oktober 2007 unterreichneten die KUgerin, ihr jetziger 

Ehemann und die Kinder eine Mitwirkungsvereinbanrng mit der Beklagten, wonach sie sich nach 
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MaQabe der Vertragsbedingungen zur Mitwirkung an der Produktion einer Folge der Sefle 

,,FrauentauschU verpflichteten. Als Aufwandsentschaigung waren pauschal 1.500 Euro 

vorgesehen. Filr den weiteren lnhalt des Vertrages wird Berug genommen auf die Anlage B 4. 

Der Vedauf der anschlieRenden Dreharbeiten wird von den Parteien unterschiedlich geschildert. 

Nach der Nachbearbeitung der Aufnahmen durch die Beklagte wurde am-die Folge der 

Serie .Frauentauschu mit der Klagerin als einer der Protagonistinnen auf -ausgestrahlt. 

Gegen Ende giM es eine lnterviewszene, in der ein Kind Uber die Klagerin sagt: .Hallo Mama, 

kannst mhig zu Hause bleiben ... S- ist vie1 besser als Mama." und ein anderes Kind: 

,,TschUss! Komm nicht wieder, bleib, wo Du bist". Fiir den weiteren lnhalt des Beitrages wird 

Bezug genommen auf die Anlage K 3. 

Mit anwaltlichem Schreiben vom 1 1.2.2009 (Anlage K 4) fordert die Klagerin den s e n d e m  

zur Abgabe einer UnterlassungserkUrung sowie zur Zahlung einer Geldentschadigung auf. Die 

Beklagte, der das Schreiben v o n b u r  Beantwortung weitergeleitet worden war, lehnte die 

AnsprUche mit Schreiben vom 16.2.2009 (Anlage K 5) ab. 

Mit am 29.12.201 1 eingegangenem Schriftsatz beantragte die KlBgerin Prozesskostenhilfe fur 

dieses Verfahren, die mit Beschluss vom 22.3.2012 bewilligt wurde. 

Die KlBgerin behauptet, ihr Sohn m s e i  dazu angestiftet worden zu enahlen, warum er sie und 

ihren jetzigen ~hernann-icht mwe. Die Kinder seien dazu angehalten worden, 

nicht auf die Aussagen von H e r r n z u  reagieren. Sie seien auch zu der Priigelszene 

aufgefordert worden. Auch Her-ei gebeten worden, sich deutlich negativer und aggressiver 

Uber sie zu WRern. Die Szenen, in denen sie sich schminke, Engel urn Hilfe bitte und pendele, 

seien auf Aufforderung durch den Regisseur, der sie stark unter Dnrck gesetzt habe, inszeniert 

worden. lhre Kinder seien auch animiert worden, die SBtze in der Videobotschaft, wonach sie nicht 

mehr wiederkommen solle, zu sagen. Die Dmhahiten seien dann abgebrochen worden. Nach 

Ausstrahlung der Folge seien die Kinder massiv geBrgert worden; eine Gnrppe Jugendlicher habe 

sich vor der Wohnung versammelt und die Familie beschimpft. Unter anderem deshalb sei sie 

nach -ezogen. 

Die Klagerin ist der Ansicht, sie sei intellektuell und psychisch Uberfordert und als Showelement 

der Sendung missbraucht worden, wodurch ihre Menschenwurde verletzt werde. Der Beitrag sei 

rein tendenzids zusammengeschnitten; auch die nachtragliche Bearbeitung mit Bild- und 

Soundeffekten diene nur dazu, sie lacherlich zu machen. Sie sei davon ausgegangen, dass sie in 

Alltagssituationen dokumentarisch begleitet werde; eine ausreichende Aufklarung u b r  die 

Venrvendung der Aufnahmen habe nicht stattgefunden. Die Beklagte habe rilcksichtslos ihre 

eingeschrankten intellektuellen Fahigkeiten und die Situation der emotionalen uberforderung 



ausgenutzk, so dass auch eine Geldentschadigung gerechtfertigt sei. Die Beklagte miisse ihr auch 

die aul3ergerichtlichen Anwaltskosten ersetzen. 

Die KUgerin beantragt 

1. Der Beklagten wird bei Vermeidung eines fur jeden Fall der Zuwiderhandlung 

festzusetzenden Ordnungsgeldes von bis zu 250.000,OO f, ersatmeise Ordnungshaft, 

oder Ordnungshaft bis zu 6 Monaten, letztere zu vollziehen an ihren Geschaftsfiihrern, 

untersagt, die mit der Klagerin aufgezeichnete Folge der Serie ,Frauentauschu xu 

veroffentlichen undloder zu verbreiten undloder veroffentlichen undloder verbreiten zu 

lassen, wie am -uf dem sender h e s c h e h e n .  

2. Die Beklagte wird verurteilt, an die KlAgerin eine Geldentschadigung zu zahlen, deren 

Hohe in das Ermessen des Gerichts gestellt wird, die jedoch mindestens 15.000 Euro 

nebst Zinsen in Hahe von funf Prorentpunkten uber dem Basiszinssatz der Europf schen 

Zentralbank seit Rechtshangigkeit betragen sollte. 

3. Die Beklagte wird verurteilt, die Klagerin von den AnsprUchen der f-k 

'n Hishe von 985,08 Euro freizustellen. 

Die Beklagte beantragt, 

die Klage abzuweisen. 

Die Beklagte khauptet, wahrend der Dreharbeiten habe das Team keine inhaltlichen Vorgaben 

gemacht; die Familie sei auch nicht unter Druck gesetzt und die Dreharbeiten ganz normal 

a bgeschlossen worden. 

Sie ist der Ansicht, die Einwilligung der Klagerin sei ausreichend, zumal in dem 

Mitwirkendenvertrag diese bestatigt habe, das Format zu kennen, und die Eigenverantwortlichkeit 

und Selbstbestimmung der Protagonisten betont werde. Die Beklagte ist der Auffassung, der auf 

ein vollstBndiges Verbot zielende Antrag sei unzul8ssigY weil er nicht auf die konkrete 

Verletzungsform beschrankt sei. Eine etwaige Wiederholungsgefahr sei entfallen, da sie alle 

Rechte an der Produktion-iikrtragen habe. Die geltend gemachten Anspruche seien auch 

verj8hrt. 



Far das weitere Vorbringen der Parteien wird Bezug genommen auf ihre Schrifts3tze nebst 

Anlagen. 

1. Die Klagerin hat gegen die Beklagte einen Anspruch auf Unterlassung der aberrnaligen 

Verbreitung der Folge der Serie .Frauentausch", in der die Klagerin zu sehen ist, aus 5s 823 Abs. 

1, 1004 Abs. 1 S. 2 BGB analog i.V.m. 5s 22,23 KUG, Art. 2 Abs. 1, I Abs. 1 GG, da sie durch 

deren Verbreitung rechtswidrig in ihrem Recht am eigenen Bild bzw. in ihrem allgerneinen 

Personlichkeitsrecht verletzt wird. 

a) Gemal3 5 22 S. 1 KUG ist die Verbreitung des Bildnisses nur mit der Einwilligung der 

abgebildeten Person zulassig, die gema8 3 22 S. 2 KUG bei einer Entlohnung vermutet wird. Hier 

liegt zwar eine Einwilligung der Klagerin in die Verbreitung ihres Bitdnisses durch die Beklagte vor, 

diese Einwilligung umfasst aber nicht eine Veroffentlichung wie in der am'uf dem 

~ernsehsender -usgestrahtten Folge . Frauentauschu geschehen. Die von der KlBgerin 

unterzeichnete Mitwirkungsvereinbarung sfellt insoweit keine wirksame Einwilligung dar. 

aa) Voraussetzung einer wirksamen Einwilligung ist, dass dem Betroffen Art, Umfang und Zweck 

der Veraffentlichung der Verbreitung des Bildnisses bekannt sind. Eine erteilte Einwilligung ist 

grundsablich eng auszulegen entsprechend der konkreten Zweckbestimmung (vgl. Wenzel, 5. 

Adage 2003, Rdn. 7.81). Eine Bekanntmachung der beabsichtigten Verwendung ist 

Voraussetzung fur die Wirksamkeit einer Einwilligung des Betroffenen vor allem dann, wenn 

dieser irn Umgang mit Medien unerfahren ist und wenn der Beitrag Vorgange betrim, deren 

Verllffentlichung fiir den Betroffenen unangenehm ist. Je weitergehend die geplante 

VerllffentYchung die Privatsphare des Betroffenen betrifft, desto klarer muss er llber Verwendung 

und Art des Beitrags aufgeklart worden sein (OLG Hamburg v. 4.5.2004, 7 U 10104, juris Rn. 9). 

bb) Hier hat die Klagerin ausweislich der von der bklagten zum Nachweis der Einwilligung 

vorgelegten Mitwirkungsvereinbanmg darin eingewilligt, bei Filmaufnahmen fur die Sendung 

.Frauentausch mibuwirken. In dem Vertrag ist die Rede davon, dass es sich urn eine .N- 
Dokumentations-Serie" handelt, die vorrangig einen Dokumentationscharakter haben sol1 (vgl. 

Praambel, Ziffer 1.1 0 und 1.13). Die tatsachlich ausgestrahlte Folge der Sendung mit den 

Aslfnahrnen der Klagerin geht aber w i t  ilber eine Dokumentation hinaus, und zwar unabh8ngig 

davon, ob es, wie die Klagerin behauptet, zu Beeinflussung und konkreten Anweisungen des 

Fernsehteams gekommen ist. Tatsachlich wurde das Verhalten der KlBgerin nicht nur 

dokumentiert, sondern durch Einspielung von graphischen Elementen (Engelszenen, Kuche), von 
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Musik und durch die Off-Stimme des Erzählers kommentiert. Diese Kommentare beschränken

sich nicht auf die Bewertung der dokumentierten Erlebnisse, sondern dienen vor allem dazu, die

Klägerin als Person lächerlich zu machen. Sie wird als überforderte und geistig verwirrte, bei ihren

Kindern unbeliebte Mutter der praktisch veranlagten, durchsetzungsfähigen, sympathischen und

ordentlichen Tauschmutter gegenüber gestellt. Insbesondere beschränken sich die von der

Beklagten vorgenommenen Ergänzungen nicht auf harmlose ironische Kommentare, sondern

stellen die Schwächen der Klägerin in den Mittelpunkt der gesamten Folge. Deutlich wird dies

etwa, wenn die Klägerin sich über die neue Küche freut, dies von der Beklagten durch

nachträgliche Bild- und Soundeffekte aber gleich lächerlich gemacht wird und mit Untermalung

von Heavy Metall Musik noch vorhandene Mängel gezeigt werden. Dieses Muster zieht sich durch

den gesamten Beitrag, etwa wenn der Klägerin beim Schminken eine gezeichnete Krone

aufgesetzt wird. Wer in die Anfertigung von Filmaufnahmen für ein Fernsehformat mit

Dokumentationscharakter einwilligt, muss mit derartigen nachträglich erfolgenden Bearbeitungen,

die nur das Ziel der Verspottung haben, nicht rechnen.

cc) Die Beklagte kann sich auch nicht darauf berufen, dass der Klägerin das Format

„Frauentausch" bekannt war, sie sich freiwillig dafür beworben und andere Folgen gesehen hatte.

Dass der Klägerin Folgen des Formats gezeigt wurden, die wie ihre Folge weit über das

Dokumentarformat hinausgingen, oder sie darauf hingewiesen wurde, dass es auch solche Folgen

gibt, trägt die Beklagte nicht vor. Dabei wären hier die Aufklärungspflichten der Beklagten

besonders umfangreich gewesen. Es kann ihren Mitarbeitern nicht verborgen geblieben sein, dass

die Klägerin intellektuell schnell überfordert ist und offensichtlich keinerlei Erfahrung im Umgang

mit Medien hatte. Gerade deshalb hätte sie ausdrücklich darauf hingewiesen werden müssen,

dass sich die Beklagte die nachträgliche Bearbeitung der Aufnahmen vorbehält und dies auch

dazu führen kann, dass Familienmitglieder lächerlich gemacht und verspottet werden.

b) Aufgrund der erfolgten Verletzung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts der Klägerin wird die

Wiederholungsgefahr vermutet und kann nur ausnahmsweise ohne Abgabe einer strafbewehrten

Unterlassungserklärung widerlegt werden (BGH v. 8.2.1994, VI ZR 286/93, juris Rn. 27). Ein

solcher Ausnahmefall liegt hier nicht vor, auch wenn die Beklagte sämtliche Rechte an der Folge

an JVMübertragen haben sollte. Denn die Klägerin muss dennoch befürchten, dass es ohne

eine ihr gegenüber bestehende strafbewehrte Verpflichtung dennoch zu einer erneuten

Veröffentlichung kommt, wenn auch nicht bei M so dann bei einem anderen Fernsehsender,

auf der Internetseite der Beklagten oder auf DVD, zumal d ^ B die Klägerin an die Beklagte

verwiesen und selbst offenbar nicht die Auffassung der Beklagten teilt, allein eine erneute

Veröffentlichung vornehmen zu können. Die tatsächliche Möglichkeit einer erneuten

Veröffentlichung hat die Beklagte jedenfalls; die Klägerin muss sich nicht damit begnügen, dass
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der Beklagten eine solche Ver6ffentlichung im Verhaltnis zu untersagt ist. Auch Im 

lnteresse des Rechtsschutzes des Betroffenen, der bereits einmal das Opfer eines Eingriffs in 

sein allgemeines Personlichkeitsrecht geworden ist, mussen an die Widerlegung der Vermutung 

der Wiederholungsgefahr hohe Anforderungen gestelR werden (BGH a.a.0). Hier ist die Klagerin 

aufgrund der Weigerung der Beklagten, eine strafbewehrte UnterlassungserklBrung abzugeben, 

nicht ausreichend geschiitzt, so dass von der Wiederholungsgefahr auszugehen ist. 

c) Entgegen der Auffassung der Beklagten ist der Hauptantrag der KlAgerin auch nicht zu 

weitreichend oder unbestimmt. Ein Unterlassungsantrag datf n i~ht  derart undeutlich gefasst sein 

darf, dass der Streitgegenstand und der Umfang der Priifungs- und Entscheidungsbefugnis des 

Gerichts nicht mehr ktar urnrissen sind, sich der Beklagte deshalb nicht erschopfend verteidigen 

kann und im Ergebnis dem Vollstreckungsgericht die Entscheidung dariiber ilberlassen bleibt, was 

dern Beklagten verboten ist (BGH v. 26.10.201 0, 1 ZR 180198, juris Rn. 15). Ein Gesamtveht 

eines Werkes ist dann nicht unverh8ltnisrn4&ig, wenn die beanstandeten Textteile fur die 

Gesamtkonzeption des Werks beziehungsweise fiir das Verstandnis des mit ihm verfolgten 

Anliegens von Bedeutung sind. Auch aus verfassungsrechtlicher Sicht ist ein Gesamtverbot dann 

nicht zu beanstanden. Es ist nicht Aufgabe der Gerichte, bestimmie Streichungen oder 

Abanderungen vonunehmen, urn die Personiichkeitsrechtsverletzung'auszuschliel3en, da es eine 

Vielzahl mtiglicher Varianten g Abe, wie diese Wnderungen vorgenornmen werden konnten (vgl. 

BVerfG v. 1 3.6.2007, 1 BvR 4 783105, juris Rn. 104 zu dern Verbot eines Romans; BGH v. 

3.6.1975, VI ZR 123174, juris Rn. 24 ff. zu dem Verbot eines Theaterstiicks). Hier pragen die 

Szenen, die die Klagerin zeigen, die gesamte Folge. Die Klagerin ist die wichtigste Person in dem 

Beitrag, der davon lebt, dass sie hcherlich gemacht und der anderen Tauschmutter 

gegenubergestellt wird. Es ware zudem lebensfremd anzunehmen, bei einer ordnungsgemaaen 

Aufklarung hatte die Klagerin in einen Teil der Aufnahmen dennoch eingewilligt. Daher ist das 

begehrte Gesamtverbot, das ausreichend bestimmt ist, hier nicht unverh8ltnismAaig. 

dd) Der Anspruch ist auch nicht verjahrt. Die Ve rjahrung begann gemal3 35 195,199 Abs. 1 BGB 

mit Ablauf des Jahres in dem die KlBgerin durch die Ausstrahlung der Folge am - 
erstmals Kenntnis von der Rechtsverletzung erlangt hatte. Auf eine frllhere Fertigstellung der 

Folge durch die Beklagte kommt es nicht an; es ist nicht ersichtlich, dass die Klagerin vor der 

Ausstrahlung Kenntnis von der Bearbeitung und Kommentierung durch die Beklagte und damit 

davon hatte, dass die Sendung nicht vonrviegend Dokumentationscharakter hatte. Gemal3 § 204 

Nr. 14 BGB wurde die Verjahnrng durch den am 29.12.201 1 bei Gericht eingegangen Antrag auf 

Prozesskostenhilfe gehemmt. 



2. Die Klagerin hat gegen die Beklagte auch einen Anspruch aus 35 823 Abs. 1, 249 ff. BG8 auf 

Freistellung von aukrgerichtlichen Rechtsanwaltskosten in Hdhe von 523,48 Euro. Zu dem 

gemal3 §§ 249 ff BGB zu ersetzenden Schaden gehoren auch die durch die Rechtsverfolgung und 

Durchsetzung entstandenen Kosten, insbesondere Anwaltskosten, sofern die lnanspruchnahme 

eine Anwaltes erforderlich und zweckmaaig war (Palandt-Griineberg, 71. Auflage 2012, 5 249 

BGB Rn. 57 m.w.N.). Das war hier angesichts der Verletzung des allgemeinen 

PersOnlichkeitsrechts der Klagerin der Fall. Die Beziffewng der entstandenen Kosten auf 523,48 

Euro ist nicht zu beanstanden; die Beklagte tr8gt dazu auch nichts vor. 

3. Dagegen hat die Klagerin gegen die Beklagte keinen Anspruch auf Zahlung einer 

Geldentschadigung aus 3 823 Abs. 1 BGB i.V.m. Art. 2 Abs. I, 1 Abs. 1 GG, da eine besonders 

schwerwiegende Verletzung des allgemeinen Perstinlichkeitsrechts oder der Menschenwiirde der 

Klagerin nicht vorliegt. 

a) Nach der standigen Rechtsprechung des BGH begriindet eine Verletzung des allgemeinen 

Personlichkeitsrechts einen Anspruch auf eine Geldentschadigung, wenn es sich urn einen 

schwerwiegenden Eingriff handelt und die Beeintrachtigung nicht in anderer Weise befriedigend 

aufgefangen werden kann. Ob eine schwetwiegende Verletzung des Personlichkeitsrechts 

vorliegt, die die Zahlung einer Geldentschadigung erfordert, hangt insbesondere von der 

Bedeutung und Tragweite des Eingriffs, ferner von Anlass und Beweggrund des Handelnden 

sowie von dem Grad seines Verschuldens ab. Ob ein derart schwerer Eingriff anzunehmen und 

die dadurch verursachte nicht vermOgensmN3ige Einbuae auf andere Weise nicht hinreichend 

ausgleichbar ist, kann nur aufgrund der gesarnten Umstande des Einzeifalles beurteilt werden 

(BGH v. 24.1 1.2009, VI ZR 21 9/08, juris Rn. 1 1 m.w.N.). Die Zubilligung einer Geldentschadigung 

kruht  auf dern Gedanken, dass ohne einen solchen Anspruch Verletzungen der Wurde und Ehre 

des Menschen haufig ohne Sanktion blieben mit der Folge, dass der Rechtsschutz der 

Personlichkeit verkummern wurde. Anders als beirn Schmerzensgeldanspruch steht bei dem 

Anspiwch auf eine Geldentschadigung wsgen einer Verletzung des allgemeinen 

Personlichkeitsrechts der Gesichtspunkt der Genugtuung des Opfers irn Vordergrund. Aul3erdem 

sol1 die Geldentschadigung der Pravention dienen (BGH v. 15.1 1.1994, VI ZR 56/94, juris Rn. 84). 

b) Hier stellt sich die Verletzung des allgemeinen Perstinlichkeitsrechts der Klagerin, selbst wenn 

ihr Vortrag ru dern Ablauf der Dreharbeiten-zutreffend 1st und zahlreiche Szenen inszeniert oder 

Familienmitglieder dazu unter Druck gesetzt wurden, nicht als so schwetwiegend dar, dass die 

Zahlung einer Geldentschadigung unabweislich ist. Letztlich stellen sich die unzulassige 

Bearbeitung der Aufnahmen durch die Beklagte mit dem Ziel der Lacherlichmachung der KIagerin 

und auch das etwaige lnszenieren von Szenen als ein iiberschiefiendes Moment dar, das nicht 
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schon die Menschenwllrde der Klagerin angreift. Auch wenn man sich diese Szenen hinwegdenkt 

und von einer Folge mit Dokumentationscharakter ausgeht, bliebe bei dem durchschnittlichen 

Zuschauer ein unvorteilhafter Eindruck von der Klagerin und ihrer Familie. Die KtBgerin kstreitet 

ja nicht, dass wilhrend der Dreharbeiten Sperrmull im Garten herumlag, dass die Wohnung 

unordentlich war, dass sie schon ma1 Engel angerufen hat, ihre Tochter bei der Kindererziehung 

helfen muss U.S.W. lnsoweit handelt es sich auch nicht, wie der Prozessbevoltm~chtigte der 

Klagerin in der mQndlichen Verhandlung meinte, nur um den Blick der Kamera auf die KUgerin, 

sondern die Kamera zeigt insoweit das reale Geschehen im Haus der Familie der Klagerin. Die 

KlAgerin kann sich nicht dagegen wenden, dass die Zuschauer aus den Bildern negative Schlusse 

ziehen kbnnen. Wenn die KlBgerin in Aufnahmen mit dokumentarischen Charakter iiber das 

Leben ihrer Familie einwilligt, muss sie es hinnehmen, wenn dann auch in den Augen der meisten 

Zuschauer eher negative Aspekte wie herumliegender Mall oder die uberforderung bei der 

Kindereniehung in den Blick geriicM werden, insbesondere auch durch den in dem Format 

angelegten Vergleich mit einer anderen Familte. Durch ihre freiwillige Teilnahme an dem Format 

und das Nichteinschreiten bei den Dreharbeiten, sofern Szenen gestellt worden sein sollten, hat 

die Klagerin auch erheblich zu ihrer PersonIichkeitsrechtsverletzung beigetragen, zumal sie dafiir 

auch schon eine Aufwandsentschadigung erhaJten hat. Auch wenn die Klagerin intellektuel 

eingeschrankt ist, liegen hier jedenfalls keine AnhaltspunMe for Beeintrachtigungen nahe der 

Geschaftsunfahigkeit vor, so dass der Beklagten auch ein besonders verwerfliches Verhalten nicht 

vorgeworfen werden kann. Unter Abwagung aler Umst8nde erscheint hier eine 

Geldentschadigung als ultima ratio zur Genugtuung wegen der erlittenen 

Personlichkeitsrechtsverletzung der Klagerin daher nicht erforderlich. Mangels Anspruch auf 

Zahlung einer Geldentschadigung hat die KlBgerin auch keinen Anspruch auf Freistellung der 

insoweit auaergerichtlich entstandenen Anwaltskosten. 

4. Die Nebenentscheidungen bruhen auf 5s 92 Abs. 1 S. 1,708 Nr. 1 1,709 S. 1, S. 2,711 ZPO. 


